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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Berufsbildung

Die Rektoren der Schweizer Universitäten beabsichtigen, das Medizinstudium
umfassend zu revidieren. Das Konzept „Hochschulmedizin 2008“ schlägt folgende
Neuerungen vor: 1.) Die Universitäten übernehmen vom Bund die Verantwortung für die
Ausbildung der Ärztinnen und Ärzte (Zulassung zum Studium, Ausbildungsinhalte,
Prüfungen und Qualitätssicherung); die Weiterbildung zum Facharzt oder zum
Assistenzarzt und die Berufszulassung bleiben hingegen weiterhin Sache des Bundes.
2.) Das Medizinstudium wird nicht mehr mit einem Staatsexamen abgeschlossen,
sondern führt neu über ein an allen fünf medizinischen Fakultäten angebotenes
Grundstudium, den Bachelor (3 Jahre), zum international anerkannten Master (2-3
Jahre). Der klassische Arzt, der „Dr. med.“, hat keinen Doktortitel mehr; das Doktorat (3
Jahre) wird als forschungsorientierte Qualifikation neu gestaltet. 3.) Die berufliche
Weiterbildung zum Facharzt wird von den Universitäten getrennt und liegt in der
Verantwortung einer separaten Institution. 4.) Eine neue Aufgabenteilung zwischen
Bund und Universitäten ermöglicht eine bessere Kostentransparenz. 1

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 03.02.2004
MAGDALENA BERNATH

Ende Jahr verabschiedete der Bundesrat die Botschaft zum Bundesgesetz über die
universitären Medizinalberufe (Medizinalberufegesetz, MedBG), dem Ärztinnen und
Ärzte, Zahnärztinnen und Zahnärzte, Apothekerinnen und Apotheker, Tierärztinnen und
Tierärzte und neu auch Chiropraktorinnen und Chiropraktoren unterstellt sind. Die
Vorarbeiten für die Ablösung des aus dem Jahr 1877 stammenden Gesetzes über die
Freizügigkeit des Medizinalpersonals waren seit bald zehn Jahren im Gang. Der nun
vorliegende Gesetzesentwurf bezweckt – entsprechend den in der Praxis schon
eingeleiteten Reformen – in der Ausbildung den modernen, auch nicht rein
medizinischen Anforderungen an ärztliche Berufsleute besser Rechnung zu tragen.
Hinzu kommt eine neue Abgrenzung der Aufgaben von Universitäten und Bund.
Festgelegt werden die Ziele der Ausbildung; den Weg zur eidgenössischen
Schlussprüfung bestimmen die Universitäten mit Studiengängen, die akkreditiert sein
müssen. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 02.12.2004
MAGDALENA BERNATH

Im Berichtsjahr behandelte der Nationalrat das Medizinalberufegesetz (MedBG); ihm
unterstellt sind Ärztinnen und Ärzte, Zahnärztinnen und Zahnärzte, Apothekerinnen und
Apotheker, Tierärztinnen und Tierärzte und neu auch Chiropraktorinnen und
Chiropraktoren. Das MedBG ist so flexibel gestaltet, dass der Bundesrat später weitere
Medizinalberufe hinzufügen kann. Eintreten war unbestritten. In der Detailberatung
folgte die grosse Kammer weitgehend dem Entwurf des Bundesrates. Auf Antrag ihrer
SGK beschloss sie mit 73:70 Stimmen, dass die Kantone keine weiteren als die im Gesetz
als universitäre Medizinalberufe definierten Berufe bezeichnen können. Eine
Minderheit, unterstützt von Bundesrat Couchepin, hatte den Kantonen diese
Kompetenz einräumen wollen. Einstimmig nahm der Rat einen Antrag Gutzwiller (fdp,
ZH) an, wonach auch die Palliativmedizin, d.h. die Behandlung und Pflege von unheilbar
Kranken, Teil der Weiterbildung von Medizinalpersonen bildet. Einigkeit bestand auch
darin, dass Ärzte und andere Medizinalpersonen über eine
Berufshaftpflichtversicherung verfügen sollen. Mit 100:60 Stimmen sprach sich der
Nationalrat auf Antrag von Humbel Näf (cvp, AG) jedoch dafür aus, diese Versicherung
nicht als Voraussetzung für die Berufsausübungsbewilligung zu definieren, sondern als
Berufspflicht. Bei den Berufspflichten betonte der Rat, dass das Medizinalpersonal die
Rechte der Patientinnen und Patienten zu wahren habe. Mit 88:82 Stimmen folgte er
ferner einem Minderheitsantrag Triponez (fdp, BE) und strich eine Bestimmung, welche
Medizinalpersonen nur objektive und dem öffentlichen Bedürfnis entsprechende
Werbung erlaubt, die weder irreführend noch aufdringlich ist. Der Passus sei
überflüssig und führe zu Auslegungsschwierigkeiten und Unsicherheiten. Abgelehnt
wurde hingegen ein Antrag, bei der Zusammensetzung der Medizinalberufekommission
neben Vertretungen des Bundes, der Kantone, der universitären Hochschulen und der
betroffenen Berufskreise auch Patientenorganisationen zu berücksichtigen. Die Vorlage
passierte die Gesamtabstimmung mit 160:1 Stimmen. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 03.10.2005
MAGDALENA BERNATH
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Im Berichtsjahr verabschiedete das Parlament das Medizinalberufegesetz (MedBG); ihm
unterstellt sind Ärztinnen und Ärzte, Zahnärztinnen und Zahnärzte, Apothekerinnen und
Apotheker, Tierärztinnen und Tierärzte und neu auch Chiropraktorinnen und
Chiropraktoren. Das MedBG ist so flexibel gestaltet, dass der Bundesrat später weitere
Medizinalberufe hinzufügen kann. Im Gegensatz zur grossen Kammer folgte der
Ständerat im Zweckartikel dem Bundesrat und hielt an der Dreiteilung Ausbildung,
Weiterbildung und Fortbildung fest. Er strich den vom Nationalrat hinzugefügten
Passus, wonach die Kantone keine weiteren als die im Gesetz definierten universitären
Medizinalberufe bezeichnen können. Beim Miteinbezug der Palliativmedizin und bei
den Ausbildungszielen erklärte sich der Rat mit der Ergänzung der grossen Kammer
einverstanden. Das Selbstbestimmungsrecht der Patientinnen und Patienten sei zu
wahren, ein Einbezug der Angehörigen gehe jedoch zu weit. Gegen den Antrag des
Bundesrates bestätigte der Ständerat mit 22:10 Stimmen die Bestimmung des
Nationalrates, die bei den Berufspflichten eine Berufshaftpflichtversicherung verlangt,
sie aber nicht für die Berufsbewilligung voraussetzt. Mit 19:13 Stimmen folgte die kleine
Kammer einer Kommissionsminderheit Brunner (sp, GE) und verweigerte dem
Bundesrat die Kompetenz, Personen mit einem Diplom oder Weiterbildungstitel aus
einem Staat, mit dem die Schweiz keinen Vertrag über die gegenseitige Anerkennung
abgeschlossen hat, zu erlauben, ihren Beruf in einem Gebiet mit nachgewiesener
medizinischer Unterversorgung selbständig auszuüben. Gemäss Ständerat handle es
sich dabei um eine Diskriminierung sowohl der Randregionen als auch der Mediziner.
Schliesslich nahm die kleine Kammer die vom Nationalrat gestrichene Bestimmung
wieder auf, wonach Medizinalpersonen nur objektive Werbung machen dürfen, die dem
öffentlichen Bedürfnis entspricht und die weder irreführend noch aufdringlich sein
darf. Chancenlos blieb ein linker Antrag, der sich für eine Vertretung der
Patientenorganisationen in der Medizinalberufekommission einsetzte. Die Vorlage
passierte die Gesamtabstimmung mit 30:1 Stimmen. 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.06.2006
MAGDALENA BERNATH

Hochschulen

Die neue Medizinalprüfungsverordnung konnte nach rund zehnjährigen
Revisionsarbeiten von den eidgenössischen Räten verabschiedet werden. Der
erstbehandelnde Ständerat brachte am bundesrätlichen Entwurf einige Korrekturen an.
Um eine bedürfnisgerechte medizinische Grundversorgung zu bieten und um der
Kostenexplosion im Gesundheitswesen entgegenzusteuern, will man die
Allgemeinmedizin in der Ausbildung der Ärzte vermehrt berücksichtigen. 5

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 24.04.1981
JÜRG FREY

Eine im Auftrag der fünf Medizinischen Fakultäten Basel, Bern, Genf, Lausanne und
Zürich durchgeführte Analyse der Ärzteausbildung in der Schweiz förderte bedenkliche
Resultate zutage. Eine internationale Expertenkommission diagnostizierte sechs
Hauptmängel – so die zu starke Ausrichtung der Studiengänge auf Examina, das
Vorherrschen von Frontalunterricht, die ungenügende Nutzung computergestützter
Lernmethoden, für die Ausbildung ungeeignete Universitätsspitäler, im ersten Jahr
überlastete Studienpläne, mangelhafte Begleitung und Beratung der Studierenden
sowie die Vernachlässigung der Hausarztmedizin und Grundversorgung im Unterricht.
Die betroffenen Fakultäten nahmen die Kritik als Bekräftigung der bereits eingeleiteten
Reformmassnahmen entgegen. Die Ergebnisse der im Herbst 1999 abgeschlossenen
Vernehmlassung zum revidierten Medizinalberufsgesetz waren im Berichtsjahr
Gegenstand einer Auswertung durch das Bundesamt für Gesundheit. Eine
entsprechende Vorlage an das Parlament wurde für Spätsommer 2001 in Aussicht
gestellt. 6

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 11.01.2000
ELISABETH EHRENSPERGER

Une motion de Häberli-Koller (pdc, TG), reprise par Amherd (pdc, VS) en 2011, pose la
question du numerus clausus dans les universités suisses. Cette motion considère que
supprimer les numerus clausus permettrait d’accroître la relève suisse. Amherd
considère que le déblocage d’un tel verrou permettrait de former plus de main-
d’œuvre spécialisée en Suisse. En effet, de nombreux domaines comme la santé, la
technique, l’informatique ou encore les sciences naturelles se trouvent aujourd’hui
dans une situation critique. Par exemple, de nombreux médecins-assistants ont obtenu
leur diplôme à l’étranger, or, quelques universités continuent à utiliser le système du
numerus clausus notamment dans les domaines de la santé. Amherd  a parlé d’une
pénurie artificielle de places créée par ce numerus clausus. Elle a ajouté que d’autres
mesures plus adéquates, notamment au niveau de l’organisation et de la structure des

MOTION
DATUM: 25.11.2013
GUILLAUME ZUMOFEN
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voies de formation, pouvaient garantir la qualité de la formation. Le Conseil fédéral a
quant à lui précisé que de telles mesures relèvaient de la compétence des cantons. En
outre, le gouvernement a tout d’abord expliqué que les mesures qui concernent le
domaine des soins sont définies dans le « Masterplan Formation aux professions de
soins de 2010 à 2015 ». Puis, il a précisé que pour le domaine de la médecine humaine
un rapport commandé à partir d’une motion Fehr (PS, ZH) déposée en 2008 a été
élaboré. Finalement, la situation pour les domaines MINT (mathématiques,
informatique, sciences naturelles et techniques) est complètement différente. Aucun
numerus clausus n’est appliqué à ces filières. Pour conclure, le Conseil fédéral a
précisé que supprimer le numerus clausus n’était pas une solution. Une baisse de la
qualité de la formation se ferait immédiatement ressentir. Nous pouvons d’ailleurs
noter qu’en 2012, de nombreuses universités ont décidé de reconduire ce numerus
clausus. Le gouvernement a donc proposé le rejet de la motion. Si le Conseil national a
accepté cette motion à 110 voix contre 49, le dernier mot est revenu au Conseil des
Etats qui l’a rejetée. 7

Au fil des années, grâce à de nombreux constats, statistiques et autres rapports, il a été
communément accepté que la Suisse souffre d’un manque de main-d’œuvre indigène
dans le domaine de la santé. Plus précisément, en ce qui concerne les médecins, la
Suisse ne délivre pas suffisamment de diplômes par année pour combler la demande.
Ainsi, 30% des médecins qui exercent sur le territoire suisse possèdent un diplôme
étranger. Si ce problème a été maintes fois relevé, c’est probablement l’acceptation de
l’initiative « Contre l’immigration de masse» et le rapport « Panorama de la formation
universitaire et postgrade des médecins dans le système de santé » qui ont
distinctement sonné l’alarme. Par conséquent, le Conseil fédéral a validé un crédit
supplémentaire de 100 millions de francs, dans le cadre du message d’encouragement
de la formation, de la recherche et de l’innovation 2017 à 2020 (FRI 2017-2020), afin
d’augmenter le nombre de diplômés en médecine humaine. De plus, parallèlement, le
Conseil des hautes écoles a adopté un programme spécial qui vise une Augmentation
du nombre de diplômes délivrés en médecine humaine. Le chiffre de 1300 diplômes
par année à l’aube de 2025 a été affirmé comme objectif. 8

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 26.02.2016
GUILLAUME ZUMOFEN

La députée Humbel (pdc, AG) estime que l'examen d'entrée (numerus clausus) pour les
études de médecine humaine ne permet pas de sélectionner à coup sûr les meilleurs
candidats. Selon elle, seules les capacités cognitives sont testées, alors que la médecine
est un domaine dans lequel les aptitudes pratiques et relationnelles sont tout autant
importantes. C'est pour cela qu'elle a déposé, en juin 2015, une motion proposant un
test d'aptitudes sous forme de stage pour entrer en faculté de médecine. Le Conseil
fédéral s'est opposé à l'objet, expliquant qu'il est premièrement de la compétence des
cantons de mettre en place la forme de sélection choisie. De plus, une telle mesure
générerait des frais et du temps de travail supplémentaires, sans pour autant décharger
le personnel soignant dans leurs tâches. Il ajoute que les quatre cantons pratiquant le
numerus clausus (Fribourg, Berne, Bâle et Zurich) se distinguent par un fort taux de
réussite dans le cursus de médecine. Le Conseil national, lui, a accepté l'objet, par 134
voix contre 40 et 4 abstentions, lors de la session d'été 2017. 9

MOTION
DATUM: 15.06.2017
SOPHIE GUIGNARD

Mitte Oktober 2017 beriet die WBK-SR die Motion "Praktikum als Eignungstest für das
Medizinstudium". Im Vorfeld hatte sich die Kommission einen Vertreter der
Schweizerischen Hochschulkonferenz (SHK), eine Vertreterin der Rektorenkonferenz
der schweizerischen Hochschulen (swissuniversities) und eine Vertreterin der FMH
angehört. Nach diesen Anhörungen beantragte die Kommission ihrem Rat einstimmig,
die Motion abzulehnen. Zwar honorierte sie die Wichtigkeit der Sozialkompetenz für
angehende Ärztinnen und Ärzte, diese lasse sich gemäss Kommission aber auch wie bei
anderen Berufen während der Ausbildung aneignen. Die Kommission ortete aber auch
ein organisatorisches Problem, welches WBK-SR-Präsidentin Brigitte Häberli-Koller
(cvp, TG) in der Ständeratsdebatte anfangs Dezember desselben Jahres ausführte. Es
gebe jährlich 3500 Anwärterinnen und Anwärter für ein Medizinstudium bei 800 zur
Verfügung stehenden Plätzen. Die Kapazität der Spitäler würde es dabei nicht erlauben,
genügend Praktikumsplätze bereitzustellen, so Häberli-Koller. Der Ständerat lehnte die
Motion stillschweigend ab. 10

MOTION
DATUM: 06.12.2017
SAMUEL BERNET
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Im Rahmen der BFI-Botschaft 2017-2020 hatten die eidgenössischen Räte einen
Sonderkredit von CHF 100 Mio. mit dem Ziel bewilligt, die Anzahl der jährlichen
Abschlüsse in Humanmedizin bis ins Jahr 2025 von 950 auf 1'200 bis 1'300 zu erhöhen.
Die Bundesfinanzierung sollte im Jahr 2020 auslaufen, danach sollten die Kantone in
die Bresche springen und die Finanzierung übernehmen, um das gesetzte Ziel zu
erreichen. Mit einem Postulat forderte Christine Bulliard-Marbach (cvp, FR) den
Bundesrat auf, die Umsetzung dieser Massnahmen zur Schaffung von Studienplätzen in
der Humanmedizin zu beurteilen. Er solle aufzeigen, wie die CHF 100 Mio. verteilt
wurden, wie viele zusätzliche Studienplätze bis 2020 geschaffen wurden und ob die
Kantone bereit seien, die Finanzierung nach 2020 fortzuführen. Die BFI-Botschaft
2021-2024 solle anschliessend den Ergebnissen dieses Berichts Rechnung tragen. 
Der Bundesrat beantragte die Annahme des Postulates; der Nationalrat folgte diesem
Antrag Ende September 2018 stillschweigend. 11

POSTULAT
DATUM: 28.09.2018
SAMUEL BERNET

Der Nationalrat schrieb das Postulat «Schaffung von Studienplätzen in Humanmedizin.
Bilanz der Massnahme des Bundes und Perspektiven» von Christine Bulliard-Marbach
(cvp, FR) im September 2020 im Rahmen der Debatte zur BFI-Botschaft 2021-2024 ab.
Der Bundesrat war mit dem Postulat dazu aufgefordert worden, über die Wirksamkeit
der Spezialfinanzierung des Bundes zu berichten, welche das Ziel verfolgt, die Anzahl an
Studienplätzen in der Humanmedizin zu erhöhen. Diesem Anliegen sei er in der BFI-
Botschaft 2021-2024 nachgekommen. 12

POSTULAT
DATUM: 16.09.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER
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